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Hierzu eine Beilage.

KlaßtliherrlAst.

In Preußen und im Reich ist bekanntlich eine
Gehaltsausbesserung für die Beamten
geplant und auch theilweise schon durchgesnhrt. Bei der
büreaukratischen Natur des „modernen" Staals ist es
unvermeidlich, daß die höheren Beamten zu hoch und
die niederen Beamten zu niedrig bezahlt werden. Lieser
Miststand kommt mich bei der Gehaltsanfbtsserung wieder
zum Vorschein. Denn mau hat 1890 das „Fundament"
zu der allgemeinen Gehaltsaufbesserung mit einem Be-
trag von 15 Millionen Mark für die Unterbeamten
gelegt, während nunmehr „der Ausbau der oberen
Stockiverke", wie cs in einem offiziösen Blatte heißt, mit
20 Millionen in Angriff genommen werden soll. So
wird die geringe Anzahl der oberen Beamten in einem
gradezn schreienden Mißverhältnist gegenüber der großen
Masse der dazu meistens noch sehr angestrengten Unter-
beamten bevorzugt. Darum bleiben wir ans dem Stand-
punkt stehen, den wir gegenüber diesen büreatikratischen
Erscheinungen immer innegehalten haben; eine Gehalts-
ausbesseruug halten wir bei den Uuterbeamten für ange-
bracht, bei den höheren Beamten verwerfen wir sie un-
bedingt, da diese Alle mehr als genügend und in zahl-
reichen Füllen viel zu hoch bezahlt sind.

Die Erhöhung der Beamtengehälter wird begründet
mit den gestiegenen Waaren- und Lebensmittelpreisen,
dem Hinauftreiben der Wohnungsniielhen u. s. w. Für
de» kleinen Beamten trifft das vollkommen zu; ihm
wird es mit seinem geringen Einkommen immer schwerer,
zurechtznkonimen. Für einen Poftsekretär oder gar einen
Briefträger ist es nicht gleichgültig, ob die Brot- und
Fleischpreise um einige Pfennige steigen; für einen Unter-
staatssekretär ober Landgerichtspräsidenten aber ist es so
ziemlich gleichgültig, denn die beiden Letzteren werden
dadurch keine Noth leide» müssen.

Dabei stoßen wir auf einen der vielen Widersprüche,
von denen der moberne Bureaukraten- und Klassenfloat
erfüllt ist.

Wenn der Arbeiter Lohuerhöhnug anstrebt, so schreit
Alles über „Begehrlichkeit" und Unzufriedenheit.

Wenn die Lebensmittelpreise und die Wohimngs-
niiethen es dringend machen, daß die Gehälter der nie-
deren Beamten erhöht werden, so muß man ohne jede
Möglichkeit eines Einwandes auch zugestehen, daß die

^grosse Masse des arbeitenden Bölkes sich in derselben
Kalamität befindet, wie die untere Beamtenschaft; oder
die Kalamität, in welcher der „freie" Arbeiter steckt, ist
vielmehr noch bedeutend größer, denn seine Existenz ist
im Gegentheil zu der des Beamten eine unsichere und
die Arbeitslöhne befinden sich, was man auch sagen möge,
faktisch in sinkender Tendenz.

Die Arbeiter, die am meisten unter dem Steuer-
druck zu leiden haben, müssen als Steuerzahler die
Summen mit aufbringen, die bestimmt sind, um die
Beamtengehälter zu verbessern. Wir betonen nochmals,
daß wir eine Gehaltsaufbesserung für die Snb-
alternbeamten durchaus für dringend nothwendig halten;
aber wir wollen anch die eigenlhüinliche Stellung zeigen,
in welcher der Klassenstaat sich hier befindet. Wohl wird
von seinen Trägern und Stützen bei jeder Gelegenheit
betont, es sei seine Ausgabe, dem wirthschastlich Schwachen
hülsreich beizustehen und zu seinem Gunsten helfend ein-
zugreifen. Aber was geschieht hier? Uni einer Kate-
gorie von wirthschastlich Schwachen etwas anfzuhelfeu,
wird eine andere Kategorie von wirthschastlich Schwachen
ja Schuigcheren noch mehr belastet und geschwächt und
der Löwenantheil an den Summen, die sich aus diesem
Experiment ergeben, konimt schließlich noch an die hohen
Beamten, bei denen eine Aufbesserung überflüssig ist.

Zum guten Tl;eil kann man den Ursprung einer
solchen befremdlichen Erscheinung in dem obwaltenden
Steucrshstem suchen, das die öffentlichen Lasten in Form
indirekter Stenern hauptsächlich ans die große Masse
abwälzt. Hätten wir eine einzige progressive Einkommen-
fteiier, welche die niederen Einkommen frei ließe, so
würde sich die Sache ganz anders ansnehmen.

Aber man sieht bei dieser Gelegenheit ganz deutlich,
warum sich die herrschenden Klassen so hartnäckig gegen
die alle demokratische Forderung einer einzigen pro-
gressiven Einkommensteuer wehren. Hätten wir eine
solche, dann würden die oberen Zehntausend sich mit
Händen und Füßen gegen eine Gehaltsaufbesserung
sträuben, denn sie selber hätten ja bann die Mittel dazu
hauptsächlich auszubriugen, weil sie mit ihren hohen Ein-
kommen stark zur Progressivsteiter herangezogen mären.
So aber ist ihnen die Sache an und für sich nicht sehr
bedeutend; sie können sogar im Parlament, wenn sie die
Gehaltsaufbesserungen durch ihre Vertreter votiren laffeu,
sich mit ihrem warmen Herzen für die Subaltcriibeamten
brüsten, während die Arbeiter hauptsächlich die Kosten
für bas Ganze zu tragen haben. Inbem man die hohen
Beamtenstellen besser dotirt, bekommen die herrfcheiideu
Klaffen zugleich eine auskömiulichere Versorgung für ihre
Söhne oder glänzende Heirathspartien für ihre Töchter.

Der Klaffeukarakter unserer Steuergesetzgebung tritt
hier so scharf wie nur möglich hervor und die indirekte
Besteuerung zeigt sich als eines der ersten Privilegien
der herrschenden Klassen. Darum haben sie auch den
Gedanken einer einzigen progressiven Einkommensteuer
als „revolntiouär" und „umstürzlerisch" stets mit zorniger
Geberde von sich gewiesen und ihre tvifseuschaftlichen
Lohnarbeiter haben da« indirekte Steuersystem al« den
Inbegriff steuerpolitischer Weisheit anpreiseu müffeu, auch
wenn sie es selber nicht geglaubt haben.

Obwohl die Forderung einer einzigen progressiven
Einkommensteuer innerhalb des Rahmens der bürger-
lichen Gesellschaft sehr wohl erfüllbar märe, so wird sie
doch stets als „Utopie" behandelt. Wir sind der Ueber-
zeugung, daß die herrschenden Klaffen lieber alle Re-
ligionsbekenntnisse mit Paradies und Hölle, mit Engeln
und Teufeln fahren ließen, als daS indirekte Besteuerungs-
system, welches ihnen ermöglicht, den Hanplautheil an
den öffentlichen Lasten auf die große Masse der Arbeiter
«bzuleuken. Eo bezahlen die Arbeiter die Bayounette
und Kanonen, mit denen ihre angebliche Begehrlichkeit
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im Zaum gehalten wird, und so bezahlen sie auch die
höheren Lehranstalten, in denen die Söhne und Töchter
der Privilegirten für ihre spätere Rolle in der Gesell-
schaft ausgebildet werden. Die Reichen bezahlen zwar
auch ihr Theil, aber gegenüber von dem, was der Lohn-
arbeiter leisten muß, verhältnißinäßig sehr wenig, ver-
schwindend wenig.

Der Klasseustaat befindet sich aber bei alledem doch
in einer üblen Lage. Er sucht Zufriedenheit zu schaffen
und wird Unzufriedenheit erregen. Indem et die hohen
Aeamtenstellen allzu reichlich dotirt, um den Ansprüchen
feiner „Stützen" gerecht zu werden, erweckt er Unzu-
friedenheit bei den ©nbalternbeamten, die bei der ganzen
Staatsverwaltung am meisten in Anspruch genommen
sind und doch die geringste Entlohnung haben. Und indem
er die öffentlichen Lasten vermehrt, erregt er die Unzu-
friedeuheit der Proletarier und der Kleinbürger, die nicht
einsehen wollen, wenn auf ihre Kosten die Einkommen
der hohen Büteaukratie erhöht werden. Den Subaltern-
beamten gönnt mit Ausnahme einiger engherzigen Philister
Jedermann eine Aufbesserung von Herzen.

Man wirft uns immer vor, wir wollten nur Unzu-
friedenheit erregen. Wie man sieht, haben wir das gar
nicht nöthig; eS wird von Anderen hinlänglich besorgt.

Von der WelWne.

Die Agrar-Demagogie fährt fort, ihrem Zorn
über die Ablehnung des Margari negefetzeS
herzhaft Luft zu machen So erklärt die „Korrespondenz
des Bundes der Laudwirthe": daß dem Bunde vom
agitatorischen Gesichtspunkte aus nichts hätte
erwünschter sein können, als diese Entscheidung
des Bnudesrathes. Nur aus Friedensliebe hätte er dieser
Fassung des Gesetzes zugestimmt. Den Landwirthen ge-
nügte das Gesetz in der Fassung des Reichstages nämlich
noch gar nicht; sie verlangten dringend auch den Phenol-
pH t h a l e r n z u s a tz. Nach diesem bemerkeuswertheii
Eingeständnisse ruft die Korrespondenz die schwungvollen
Worte ans, deren Wirkung wir durch keinen Zusatz ab-
schwächen wollen.

„Ein Schrei der Entrüstung über diesen
Beschluß des Bundesrathes wird die laudwirthschastlichen
Kreise Deiltschlands dnrchzittern."

Alsdann wird den beiden Ministern, auf die der
Bund es besonders abgesehen hat, der Fehdehandschuh
in's Gesicht geworfen:

„Die Herren v. Bötticher und v. H a m wer-
stein find wohl in erster Linie für diesen Beschluß ver.
antwortlich zu machen; sie wollten ein Tänzchen mit
unS wagen; nun gut, wir werden ihnen aus-
spielen. Der Athem mag ihnen v ielleicht
dabei ausgehen, aber sie haben es so gewollt.
Die Landwirthfchaft ist nicht mehr gewillt zu gestatte«,
daß man über ihre Wünsche in dieser Weise zur Tages-
ordnung übergeht."

Die Art und Weise, wie jetzt die jiinkerlich-agrari-
sche Preffe für das Recht der Volksvertretung und
gegen das Ablehiiungsrecht des Bundesrathes eifert,
ist sehr interessant. Noch nicht lange ist es her, daß die
prensjischen Konservativen in der Mißachtung der
Wünsche und Beschlüsse der Volksvertretung Bravour-
thaten und „ein patriotisches Verdienst der Regierung
Sr. Majestät" und in der Ablehnung von Regierungs-
vorlagen ober in der Wiederholung gewisser volksirennb-
licher Beschlüffe des Reichstages das verpönte Streben
nach parlamentarischer Herrschaft erblickten! Wollen doch
die Konservativen noch nach ihrem Programm vom Jahre
1892 die Monarchie von Gottes Gnaden unangetastet
wissen und jeden Versuch bekämpfen, die Monarchie zu
Gnlisten eines parlamentarischen Regimentes zu be-
schränken."

Zutreffend wird in einer Berliner Korrespondenz
der „Franks. Zig." bemerkt, daß das, was jetzt die
agrarische Preffe gegen die Regierungen aus Anlaß der
Ablehnung des 'Margarinegesetzes droht, im höchsten
Grade unter den alten Begriff des Strebens nach
parlameutarischeui Regiment fällt; es bedeutet, wie es
früher hieß, einen Eingriff in die Kronrechte
der verbündeten Fürsten, und es heißt die
Regierung an die Wand drücken, bis sie quietscht. Das
geschieht jetzt von Seiten der preußischen konservativen
Partei, deren agrarische Führer bei Wahlen durch einen
Ministerialralh agitatorisch unterstützt werden Der ganze
erfreuliche Fortschritt, den die konstilulionelleu An.
schauiingen der Konservativen erfahren haben, seitdem sie
agrarisch geworden find und sich auf die Dema-
gogie gelegt haben, tritt bei dieser Gelegenheit
wieder einmal zu Tage. Dieselben Männer, die
jetzt mit den Regierungen der hohen Bundessürsten wegen
Ablehnung eines Reichstagsbeschlusses furchtbar in's
Gericht gehen, waren noch in der letzten Zeit der Bis-
marck'scheu Aera zu jeder Beschränkung der Rechte der
Bolksvertretnug stets bereit: sie haben die Legislatur-
Perioden verlängern Helsen, sich für zweijährige Büdgels
und demeulsprecheud für nur zweijährige Berufung des
Reichstages, für Einschränkung der Redefreiheit und für
Abschaffung des Wahlrechts begeistert, ans welchem der
Reichstag hervorgeht, vor dessen Mehrheitsbeschlüssen sie
jetzt drohend Resvekt fordern. Das ist ein Fortschritt,
den man sich gefallen lassen kann; er enthält eine Aner-
kennung der Rechte der Volksvertretung, auch wen» die
Konservativen rückfällig ihnen unbequeme Mehrheits-
beschlüsse noch nach altem Muster als parlamentarische
Anmaßung behandeln. So weit sind sic doch schon, daß
sie Verminderung der Rechte des Reichstages nicht mehr
wünschen und daß sie ihnen, wenn sie von anderer Seite
kommen sollten, mit Rücksicht auf ihre Anhänger im Lande
nicht mehr zustimmcn können.

Durchaus im (Seifte des Freiherr« t>. Stumm
äußert sich das Berliner Organ dieses „Scharfmachers",
die „Post", zn der unbegründeten Nachricht, daß die
Sozialdemokraten des Kreises Wcsihavellaud für die be-
vorstehende Reichstag-ersatzwahl den Privatdozeulen Dr.
Arons anfftellen wollen. DaS edle Blatt deS edlen
Ordnnngspolitikers schreibt:

„Man stelle sich, die Wahl bei Dr. Arons voraus-
gesetzh vor, daß derselbe alS Mitglied der sozialdemo-
kratlschen Fraktion bei dem Hoch auf Se. Mas. den Kaiser
entweder detnonstraliv den Sitzungssaal verlassen oder
demonstrativ sitzen bleiben würde! Und daS Alles als
wohlbestallter Lehrer an der königlichen Universität in
Berlin! Wie sehr solche Zustände verwirrend wirken
und wie sehr sie der Propaganda der Sozialdemokratie
nützen und der Sammlung bet staat-erhallendcu Elemente
Hindernisse bereiten, liegt auf der Hand. Werden die
naturgemäß nur nach der Oberfläche urtheilenden
weiten Kreise, wenn man sie zur energischen Ab-
wehr gegen die Sozialdemokratie aufforbert, nicht
sagen, daß die Sache unmöglich so schlimm fein kann,
wenn einer der geistigen Leiter der Sozialdemokratie
an der königlichen Üniberfilät alS Lehrer wirken
darf? Ganz abgesehen davon, daß eS mit bet Würde
nnb dem Ansehen eine» Staates und feiner Regierung
ganz unvereinbar ist, ein Mitglied einer Von beut Staats-
oberhaupt als „valerlandslose Rotte" gekennzeichneten
GeflNschast in dem Lehrkörper einer staatlichen Hochschule
zu dulden; die Scknväche, welche die Ilnterrichtsverwaltnug
bisher in dieser Sache bewiesen hat, scheint die Sozial-
demokraten zur Provokation bei selben ermutbigt zu haben,
welche in der AufsteNnug des Dr. Aron? als Kaubidaten


